
Wendung eines Staatsnotrechts. O t t o  M a y e r  
(Deutsches Verwaltungsrecht Bd. 1 1924 S. 11) gibt 
zu, daß es Ausnahmefälle geben könne, in denen 
die Rechtsordnung durch Anwendung formloser 
Gewaltmaßregeln um der höheren Forderungen des 
Staatswohles willen durchbrochen wird, und erkennt 
insofern ein Staatsnotrecht an, während G e o r g  
J e 1 1  i n e k (Allgemeine Staatslehre 3. Aufl., Neu­
druck 1929 S. 360) selbst bei den größten politi­
schen Wirren nur einen Teil der staatlichen Rechts­
ordnung für übertretbar hält und damit das Staats­
notrecht auf wenige Ausnahmefälle beschränkt. 
Mit Recht betrachtet N a w i a s k y  (Staatslexikon
3. Bd. 5. Aufl. Artikel „Notrecht“ Sp. 1637) das 
außerpositivrechtliche Staatsnotrecht von vornher­
ein als Teil einer politischen Moral zur gelegent­
lichen Ausfüllung von Lücken der Rechtsordnung. 
Nach allen Autoren muß aber die Anwendung eines 
Staatsnotrechts auf das unumgängliche Mindest­
maß beschränkt werden, so daß es nur in Betracht 
kommt, wenn alle anderen vernünftigen Möglich­
keiten, aus der Rechtsordnung selbst die Normen 
zu entnehmen, versagen.

Auf unser Problem bezogen, kann dies nur be­
deuten, daß die Anwendung des Staatsnotrechts 
erstens eine Lücke des positiven Rechts und zwei­
tens die Gefährdung wichtiger Staatsaufgaben zur 
Voraussetzung hat, wenn anders man nicht gegen 
Grundsätze des Rechtsstaats verstoßen will. In der 
Rechtsordnung dürfen Wege zur Erreichung des als 
notwendig anerkannten Zieles nicht vorhanden sein, 
da sonst der Sinn der Heranziehung eines Not­
standsgedankens in sein Gegenteil verkehrt wird. 
So sind heute erlaubt z. B. Maßnahmen, die un­
mittelbar zur Ingangsetzung des wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Lebens absolut notwendig 
sind und im Rahmen der geltenden Rechtsordnung 
nicht zulässig wären. Je länger der Zeitpunkt des 
Zusammenbruchs zurückliegt, umso seltener wer­
den solche Maßnahmen zu rechtfertigen sein. Auch 
die Maßnahmen zur schleunigen Ausschaltung der 
Kriegsverbrecher und aktiver Faschisten aus dem 
Sozial-, Wirtschafts- und Kulturleben konnte zu­
nächst mit Notrecht begründet werden. Eine a l l ­
g e m e i n e  Ermächtigung zum Erlaß sonst unzu­
lässiger Gesetze kann aber nicht im Notrecht ge­
funden werden.
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I.
Nirgendwo greift das Recht so tief an die Wur­

zeln der Einzelexistenz wie im Strafrecht; kaum 
ein anderes Rechtsgebiet ist mit der ganzen Fülle 
des gesellschaftlichen Lebens, von den Idealen bis 
zu den ökonomischen Realitäten, so eng verknüpft. 
Fast alle Verbote und in steigendem Maße auch die 
Gebote der Rechtsordnung werden durch straf­
rechtliche Sanktionen verstärkt und zum allgemei­
nen Bewußtsein gebracht. Darum tritt hier jeder 
Wandel der rechtlichen Grundanschauungen und 
Grundwerte sichtbar zu Tage. Darum wirkt sich 
aber auch jeder Verfall des Rechts hier am ver­
hängnisvollsten aus. Wir alle haben hierüber hin­
reichenden Anschauungsunterricht erhalten. Un­
recht erging in Gestalt von Gesetzen, die den Nor­
men europäischer Gesittung widersprachen. Die 
Todesstrafe wurde ins Uferlose ausgedehnt. Die 
festen Normen wurden zum Gesinnungsstrafrecht

verflüchtigt. Alle Rechtsbestimmtheit wurde auf­
gelöst. Wir erlebten den Mißbrauch der Rechts­
form, angefangen von dem Gesetz, das alle in den 
Tagen nach dem 30. Juni 1934 begangenen politi­
schen Morde als „Staatsnotwehr rechtens“ erklärte 
bis zu den Standgerichten des Februar 1945. Da­
zwischen lag der Reichstagsbeschluß vom 26. 3. 
1942, durch den Hitler ermächtigt wurde, „ohne an 
bestehende Rechtsvorschriften gebunden zu sein“, 
„mit allen ihm geeignet erscheinenden Mitteln“, 
„ohne Rücksicht auf sogenannte wohlerworbene 
Rechte“, „ohne Einleitung vorgeschriebener Verfah­
ren“, „jederzeit jeden Deutschen mit der ihm ge­
bührenden Sühne zu belegen“.

Es ist unendlich bezeichnend für die Rechts­
fremdheit und Rechtsferne des Regimes, daß schon 
rein formal hier alles verkehrt ist. Das Gesetz vom
3. Juli 1934 über die Röhmaffäre ist seinem Inhalt 
nach alles andere als ein Gesetz. Es betrifft einen 
Einzelfall, statt eine allgemeine Norm aufzustellen. 
Und es normiert überhaupt nicht, weder verbietet 
noch gebietet noch erlaubt es etwas, sondern es 
stellt eine bloße Behauptung auf. Es ist im Grunde 
nichts weiter als ein Satz aus einer politischen 
Rede, eine politische Proklamation.

Und umgekehrt, da wo man die Form der Pro­
klamation wählte, hätte rechtlich die Form des 
Gesetzes im strengsten Sinne angewendet werden 
müssen. Denn der Reichstagsbeschluß vom 26.3. 
1942 stellte das gesamte Strafrecht, die gesamte 
Strafprozeßordnung, das gesamte Strafgerichts­
verfassungsrecht in Frage. Die Strafrechtsordnung 
war aus den Angeln gehoben, existierte nur noch 
loco precario. Jedes rechtskräftige Urteü auch der 
höchsten Gerichte konnte jeden Augenblick umge­
stoßen werden, wenn es Hitler aus Motiven, über 
die er niemand Rechenschaft abzulegen brauchte, 
so gefiel. Nicht nur die funktionelle Trennung der 
drei Gewalten, sondern auch ihre sachliche Unter­
scheidung war damit praktisch beseitigt. Denn 
Hitler als „Oberster Gerichtsherr“ war offensicht­
lich nicht gesonnen, sich von Hitler dem „Obersten 
Gesetzgeber“ irgendwelche Normen vorschreiben 
zu lassen, die ihn von einem Fall zum andern ge­
bunden hätten.

Dem Mißbrauch der Form entsprach in der Sache 
eine Verfälschung der Rechtsidee unter dem Schlag­
wort „Recht ist, was dem deutschen Volke nützt“. 
Das Strafrecht wurde von der Idee der Gerechtig­
keit gelöst. Der Zweck heiligte die Mittel. So kam 
das Reichsgericht zu Urteilen, in denen die Todes­
strafe ohne Rücksicht darauf, ob sie verdient war, 
als reine Sicherungstötung verhängt oder etwa da­
von abhängig gemacht wurde, ob der Täter noch 
als Rüstungsarbeiter brauchbar war.

Die Ignorierung aller rechtlichen Bindungen ver­
schonte nicht einmal die soeben selbst geschaffe­
nen: das Merkmal der „Öffentlichkeit“ der Wehr­
kraftzersetzung wurde alsbald ministeriell weg­
interpretiert, um auch vertrauliche Äußerungen 
nach dieser Bestimmung mit dem Tode bestrafen 
zu können. Tiefste Rechtsfremdheit und Rechts­
verachtung lag in der Praxis der Gestapo, den 
Freigesprochenen aus dem Gerichtssaal weg ins 
Konzentrationslager zu bringen. Diese Gesamt­
haltung gipfelte schließlich in der Verneinung des 
Rechts überhaupt, indem ganze Kategorien von 
Tätern dem Strafrichter entzogen wurden, sei es, 
um mit ihnen im Konzentrationslager nach polizei-


